An den


NDR


Abt. Rundfunkgebühren / Teilnehmerberatung


Rothenbaumchaussee 132-134


20149 Hamburg








Absender:








								Göttingen, den xx





Betrifft: Rundfunkgebühren-Befreiung


            RundfunkteilnehmerInnen-Nr. xx








Sehr geehrte Damen und Herren,





hiermit lege ich gegen Ihren Bescheid vom xx (Az. xx) Widerspruch ein.





Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 7 der Verordnung über die Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht vom 03.09.1992 (NdsGVBl. Vom 08.09.1992) sind Personen von der Rundfunkgebührenpflicht befreit, deren monatliches Einkommen die dort bestimmten Einkommensgrenzen nicht übersteigt.


Dies ist bei mir, wie in meinem Antrag dargelegt und auch von Ihnen nicht bestritten, der Fall. (Eventuell nochmals Darlegung der finanziellen Verhältnisse)


Sie versagen mir die Befreiung mit der Begründung, da ich überwiegend/ausschließlich/teilweise von Zuwendungen meiner Eltern/meiner Mutter/meines Vaters lebe, könne ich von ihnen/ihr/ihm auch noch einen weiteren Geldbetrag zur Zahlung der Rundfunkgebühren erhalten.


Eine solche Argumentation findet in der genannten Verordnung keinerlei Halt. Dort werden die tatsächlichen Einkommensverhältnisse zugrunde gelegt. Etwaige weitergehende Ansprüche von AntragsstellerInnen gegen Dritte (z.B. den Eltern) oder sonstige Möglichkeiten, das Einkommen zu erhöhen, sind daraus nicht abzuleiten.


Ich verweise Sie hierbei auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts Göttingen vom 10.12.98, das Ihre Argumentation grundsätzlich zurückgewiesen hat (Az. 2A 2212/98). Selbstverständlich werde ich spätestens nach drei Monaten gemäß § 75 VwGO [Klage bei Untätigkeit der Behörden] Klage einreichen, falls bis dahin noch nicht über meinen Widerspruch entschieden worden sein sollte.


Außerdem beantrage ich die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung meines Widerspruches, da, wie oben angeführt, für Ihre Verfahrensweise die rechtliche Grundlage fehlt und darüber hinaus aufgrund meiner finanziellen Lage eine unbillige Härte entstünde, ggf. bis zu einer endgültigen Entscheidung eines Verwaltungsgerichtes weiterhin Rundfunkgebühren entrichten zu müssen (§ 80 Abs. 4 Satz 3 VwGO).





Mit freundlichen Grüßen





